
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Corona-Soforthilfen: Wie die Zuschüsse 
steuerlich behandelt werden

Viele Solo-Selbstständige und Kleinun-
ternehmer sahen und sehen in der Co-
rona-Krise nicht nur ihre Gesundheit, 
sondern auch ihre Existenzgrundlage  
bedroht. Sie trifft die aktuelle Krisensitua-
tion besonders hart. Deshalb hat der Bund 
über die Länder unbürokratisch eine sog. 
Corona-Soforthilfe gezahlt, einen einmali-
gen nicht rückzahlbaren Zuschuss zu den  
Betriebskosten für drei Monate in Höhe 
von bis zu 9.000 EUR oder bis zu 15.000 
EUR. Die Frage ist, wie dieser Zuschuss 
steuerlich zu behandeln ist. Es gilt:

- Einkommensteuer: 
Der Zuschuss ist steuerpflichtig und muss 
in der Steuererklärung für das Jahr 2020 als 
Betriebseinnahme angegeben werden. Nur 
wenn im Jahr 2020 ein Gewinn erwirtschaf-
tet wird, wird folglich auf den Zuschuss der 
individuelle Steuersatz fällig. Damit der 
Zuschuss jetzt, wo es wichtig ist, in vollem 
Umfang den Unternehmen zu Gute kommt, 
wird er bei den Steuervorauszahlungen für 
2020 nicht berücksichtigt.

- Umsatzsteuer: 
Bezüglich der Umsatzsteuer stellen die  
finanziellen Soforthilfen echte nicht steu-
erbare Zuschüsse dar und sind weder  
in den Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
noch in den Umsatzsteuer-Jahreserklärun-
gen anzugeben. Ein Leistungsaustausch-
verhältnis liegt nicht vor, sodass auch  
keine Umsatzsteuer anfällt (LfSt. Bayern 
vom 27.5.2020). 

- Sozialleistungen:
Bei der Beantragung von Arbeitslosengeld 
II wird die Soforthilfe nicht als Einkommen 
angerechnet. Denn die Soforthilfe hat ei-
nen anderen Zweck als die Grundsiche-
rungsleistungen nach dem SGB II. Diese  
sichern den Lebensunterhalt, wie Ernäh-
rung, Kleidung, Hausrat, Unterkunft und 
Heizung. Demgegenüber soll die Soforthil-
fe die wirtschaftliche Existenz sichern.

- Kleinunternehmer:
Die Kleinunternehmerregelung bei der 
Umsatzsteuer können Sie wählen, wenn 
Ihr Umsatz zuzüglich der darauf entfallen-
den Umsatzsteuer im Vorjahr nicht höher 
als 22.000 EUR war und im laufenden Jahr 
voraussichtlich nicht höher als 50.000 EUR 
sein wird (§ 19 Abs. 1 UStG). Unklar war bis-
lang, ob die Corona-Beihilfe bei der Prü-

fung der Kleinunternehmergrenze in den 
Gesamtumsatz einzubeziehen ist. Durch 
die Qualifikation der Corona-Beihilfe als 
nichtsteuerbare Leistung scheidet eine 
Einbeziehung in die Kleinunternehmer-
prüfgrenze aus.

Corona-Konjunkturpaket: Umfassende 
Änderungen soeben verabschiedet

Ein umfangreiches Konjunkturpaket mit 
vielen steuerlichen Maßnahmen soll hel-
fen, die Corona-Krise zu überwinden. Der 
Bundesrat hat dem Gesetz am 29. Juni 
2020 zugestimmt. Wichtige Regelungen des 
„Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes“ für 
Unternehmer sind unter anderem:

- Umsatzsteuer: 
Vom 1.7.2020 bis zum 31.12.2020 wird die 
Mehrwertsteuer (=Umsatzsteuer) abge-
senkt:

 · der allgemeine Umsatzsteuersatz 
 von 19 % auf 16 %,
 · der ermäßigte Umsatzsteuersatz 
 von 7 % auf 5 %.

Maßgebend für die Anwendung des Steu-
ersatzes ist stets der Zeitpunkt, in dem der 
jeweilige Umsatz ausgeführt wird. Auf den 
Zeitpunkt der vertraglichen Vereinbarung 
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kommt es ebenso wenig an wie auf den 
Zeitpunkt der Vereinnahmung des Entgelts 
oder der Rechnungserteilung. Das gilt auch 
bei Ist-Versteuerern, die ihre Umsätze erst 
im Zeitpunkt der Vereinnahmung des Ent-
gelts versteuern. Bei der Frage, wann eine 
Lieferung als ausgeführt gilt, kommt es auf 
die „Verschaffung der Verfügungsmacht“ 
an. Sofern die Übertragung des bürger-
lich-rechtlichen und des wirtschaftlichen 
Eigentums zusammenfallen, stellt dies kein 
Problem dar. Erfolgt aber die Übertragung 
des wirtschaftlichen Eigentums bereits vor 
dem bürgerlich-rechtlichen Eigentum, ist 
auf Ersteres abzustellen. Dies gilt z.B. in 
den Fällen der Übertragung unter Eigen-
tumsvorbehalt. Beispiel: Ein Einzelhändler 
verkauft eine Ware auf Rechnung, händigt 
dem Kunden die Ware aus und behält sich 
das Eigentum bis zur Bezahlung vor. Da der 
Einzelhändler dem Kunden mit Übergabe 
der Ware die Verfügungsmacht verschafft 
hat, liegt schon zu diesem Zeitpunkt die 
maßgebende Lieferung vor. Muss eine Ware 
(z.B. mittels Spedition) transportiert wer-
den, liegt also eine so genannte „bewegte 
Lieferung“ vor, gilt bereits der Transport-
beginn als Zeitpunkt der Lieferung. 

Sonstige Leistungen gelten in dem Zeit-
punkt als ausgeführt, an dem diese „end-
gültig“ erbracht werden. Das wäre z.B. bei 
Beratungsleistungen der letzte Tag der Be-
ratung. Dauerleistungen bzw. Leistungen, 
die über mehrere Monate bzw. in so ge-
nannten „Teilleistungen“ erbracht werden 
(z.B. Miet-, Pacht-, Leasing- oder Wartungs-
verträge) gelten als in dem Zeitpunkt der 
jeweiligen Teilleistung oder des jeweiligen 
Abrechnungszeitraums als ausgeführt. Das 
wird vielfach der jeweilige Monat sein. Für 
die erhaltene Pacht des Monats Juli 2020 
ist bei einer umsatzsteuerpflichtigen Ver-
mietung also der Steuersatz von 16 Pro-
zent maßgebend. Es müssen hier sowohl 
die monatlichen (Teil-)Rechnungen für 
den kurzen Übergangszeitraum als auch 
die Verträge angepasst werden. Dies kann 
durch eine ergänzende Vereinbarung zum 
Vertrag erfolgen; er muss also nicht „in 
Gänze“ überarbeitet werden.

- Degressive Abschreibung:  
In den Jahren 2020 und 2021 wird die de-
gressive Abschreibung mit dem Faktor 
2,5 wiedereingeführt. Bewegliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, die im 
Zeitraum vom 1.1.2020 bis 31.12.2021 ange-
schafft oder hergestellt werden, können 
statt in gleichen Jahresbeträgen (lineare 
AfA) mit dem 2,5-fachen der linearen AfA, 
begrenzt auf 25 Prozent, abgeschrieben 
werden. 

- Gewerbesteuer-Anrechnung:
Bei Einzelunternehmen und Personenge-
sellschaften wird die tarifliche Einkom-
mensteuer um einen Ermäßigungsbetrag 

nach § 35 EStG gemindert. Umgangssprach-
lich spricht man von einer Anrechnung der 
Gewerbesteuer auf die zu zahlende Ein-
kommensteuer. Die Ermäßigung beträgt 
das 3,8-fache des Gewerbesteuer-Mess-
betrags. Hierdurch soll die steuerliche Ge-
samtbelastung bei Personenunternehmen, 
die sich aus Einkommen- und Gewerbe-
steuer sowie Solidaritätszuschlag zusam-
mensetzt, gemildert werden. Ab 2020 wird 
der Ermäßigungsbetrag bei der Gewerbe-
steuer vom 3,8-fachen auf das 4,0-fache 
angehoben.

- Investitionsabzugsbetrag:  
Wenn kleine und mittlere Betriebe in den 
kommenden drei Jahren Investitionen 
planen, können sie schon heute einen 
Investitionsabzugsbetrag von 40 Prozent 
der voraussichtlichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten in der Gewinnermitt-
lung abziehen. Investitionsabzugsbeträ-
ge sind grundsätzlich bis zum Ende des 
dritten folgenden Jahres für begünstigte 
Investitionen zu „verwenden“, andernfalls 
sind sie rückgängig zu machen und die 
daraus resultierenden Steuernachforde-
rungen gemäß § 233a AO mit 6 Prozent p.a. 
zu verzinsen (§ 7g Abs. 1 bis 4 EStG). Falls 
im Jahre 2017 Investitionsabzugsbeträge 
berücksichtigt wurden, müssen die Inves-
titionen spätestens bis zum 31.12.2020 er-
folgen - oder die Abzugsbeträge müssen 
aufgelöst und verzinst werden. In vielen 
Fällen ist eine solche Investition infolge 
der Corona-Krise jetzt nicht wie geplant 
möglich. Zur Vermeidung dieser negativen 
Effekte und zur Steigerung der Liquidität 
der Unternehmen wird die Frist für Inves-
titionsabzugsbeträge, deren dreijährige 
Investitionsfrist in 2020 ausläuft, um ein 
Jahr auf vier Jahre verlängert. Dadurch ha-
ben Steuerpflichtige, die in 2020 investie-
ren wollen, aber wegen der Corona-Krise 
nicht investieren können, die Gelegenheit, 
die Investition in 2021 ohne negative steu-
erliche Folgen (Rückgängigmachung, Verz-
insung der Steuernachforderung) nachzu-
holen.

- Reinvestitionsfrist nach § 6b EStG: 
Beim Verkauf von Grundstücken und Ge-
bäuden kann der Veräußerungsgewinn 
auf andere gleichartige Investitionen 
übertragen werden, sofern die verkauften 
Wirtschaftsgüter mindestens sechs Jahre 
ununterbrochen zum Anlagevermögen ge-
hört haben. Die stillen Reserven müssen 
also nicht sofort versteuert werden, wenn 
diese wieder investiert werden sollen. Falls 
im Jahr der Veräußerung eine Übertragung 
des Veräußerungsgewinns nicht auf neue 
Investitionen vorgenommen wird, kann 
eine steuerfreie Reinvestitionsrücklage 
gebildet werden (§ 6b Abs. 1 EStG). Diese 
Rücklage kann dann in den folgenden vier 
Jahren auf neu angeschaffte Grundstücke 
und Gebäude übertragen, d.h. von deren 

Anschaffung- oder Herstellungskosten ab-
gezogen werden. Bei neu hergestellten Ge-
bäuden verlängert sich die Frist auf sechs 
Jahre, wenn mit der Herstellung bereits im 
Vier-Jahres-Zeitraum begonnen wurde. Ist 
eine Rücklage am Schluss des vierten bzw. 
sechsten Jahres noch vorhanden, so muss 
sie gewinnerhöhend aufgelöst werden. Die 
Reinvestitionsfristen des § 6b EStG wer-
den vorübergehend um ein Jahr verlän-
gert. Sofern eine Reinvestitionsrücklage 
am Schluss des nach dem 28.2.2020 und 
vor dem 1.1.2021 endenden Wirtschafts-
jahres noch vorhanden ist und aufzulösen 
wäre, endet die Reinvestitionsfrist erst am 
Schluss des darauffolgenden Wirtschafts-
jahres. 

Praxistipp:
Es würde den Rahmen dieser  
Mandanteninformation sprengen, 
alle Änderungen aufzuzeigen, die 
jüngst beschlossen wurden. Unter 
www.steuerrat24.de finden Sie aber 
eine umfassende Darstellung aller 
wichtigen Änderungen („Corona-Kon-
junkturpaket: Mit „Wumms“ aus der 
Krise“).

Influencer: 
Wann müssen sie Steuern zahlen?

Das Internet hat in den letzten 20 Jahren 
viele neue Berufe hervorgebracht, unter 
anderem den des Influencers. Als Influ-
encer werden laut Wikipedia Personen 
bezeichnet, die „aufgrund ihrer starken 
Präsenz und ihres hohen Ansehens in 
sozialen Netzwerken als Träger für Wer-
bung und Vermarktung in Frage kommen 
(sog. Influencer-Marketing).“ Früher wurde 
auch der Begriff „Multiplikator“ genutzt - 
das scheint aber im heutigen englischen 
Sprachgebrauch nicht mehr gängig zu sein. 

Jedenfalls müssen auch Influencer zahl-
reiche steuerliche Vorschriften beachten, 
wenn sie ihre Tätigkeit selbstständig, wie-
derholt und vor allem mit Gewinnerzie-
lungsabsicht ausüben. Wer hingegen nur 
gelegentlich als Influencer tätig ist, bleibt 
von der Steuer grundsätzlich verschont, 
wenn er weniger als 256 EUR im Jahr ver-
dient und vor allem keine Rechnung mit of-
fenem Ausweis der Umsatzsteuer ausstellt.

Jüngst hat das Bayerische Landesamt für 
Steuern auf seiner Homepage einen Fra-
ge-Antwort-Katalog (FAQ) unter dem Titel 
„Ich bin Influencer. Muss ich Steuern zah-
len?“ veröffentlicht. Dort finden Interes-
sierte zum Beispiel in Kurzform Hinwei-
se, ob und inwieweit sie Gratisprodukte 
versteuern müssen, die sie zu Test- oder 
zu Werbezwecken erhalten. Denn anders 
als viele meinen führen die überlassenen  
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Produkte als Sachzuwendungen grundsätz-
lich zu steuerpflichtigen Betriebseinnah-
men. Hier geht es zu dem Leitfaden: 
Ich bin Influencer. Muss ich Steuern  
zahlen?

Praxistipp:
Beachten Sie, dass die Finanzverwal-
tung zunehmend die sozialen  
Netzwerke durchforscht, um zu  
prüfen, wer seine steuerlichen Pflich-
ten vernachlässigt hat. 

 Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Fahrten zur Arbeit: Hin- und Rückweg 
an unterschiedlichen Arbeitstagen

Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte sind lediglich mit der  
Entfernungspauschale von 30 Cent je Ent-
fernungskilometer als Werbungskosten 
oder Betriebsausgaben absetzbar (§ 9 Abs. 
1 Nr. 4 EStG). Die Entfernungspauschale 
wird für jeden Kilometer gewährt, den die 
Arbeitsstätte von der Wohnung entfernt 
liegt. Abgegolten ist damit also ein Kilo-
meter Hinweg zur Arbeitsstätte und ein 
Kilometer Rückweg zur Wohnung. Es spielt 
prinzipiell keine Rolle, wie oft die Strecke 
zurückgelegt wird, welches Verkehrsmit-
tel dazu genutzt wird und welche Kosten 
tatsächlich angefallen sind. Es kann aber 
vorkommen, dass Hin- und Rückfahrt zu 
und von der Arbeitsstätte an verschie-
denen Tagen stattfinden, dass also die  
Rückfahrt von der Arbeit erst am folgen-
den Tag erfolgt. Die Frage ist, ob dann die  
Entfernungspauschale jeweils nur zur 
Hälfte oder einmal pro Hin- und Rückweg  
berücksichtigt wird.

Jüngst hat der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass die Entfernungspauschale ins-
gesamt nur einmal für Hin- und Rückfahrt 
anzusetzen ist. Sie ist also nur einmal zu 
gewähren, wenn der Arbeitnehmer den 
Hinweg zur ersten Tätigkeitsstätte und den 
Rückweg zur Wohnung an unterschiedli-
chen Tagen unternimmt (BFH-Urteil vom 
12.2.2020, VI R 42/17).

- Der Fall: 
Der Kläger suchte regelmäßig arbeitstäg-
lich seinen Arbeitsplatz auf und kehr-
te noch am selben Tag von dort nach  
Hause zurück. Vereinzelt erfolgte die 
Rückkehr nach Hause jedoch erst an  
einem der nachfolgenden Arbeitstage. 
Der Kläger machte auch in diesen Fällen  
sowohl für die Hin- als auch die Rückfahrt 
die vollständige Entfernungspauschale als  
Werbungskosten geltend. 

-  Nach Auffassung des BFH ist zur Abgel-
tung der Aufwendungen des Arbeitnehmers 

für die Wege zwischen Wohnung und erster  
Tätigkeitsstätte für jeden Arbeitstag, an 
dem der Arbeitnehmer die erste Tätigkeits-
stätte aufsucht, eine Entfernungspauscha-
le von 0,30 EUR pro Entfernungskilometer 
anzusetzen. Die Entfernungspauschale  
gelte sowohl den Hinweg von der Wohnung 
zur ersten Tätigkeitsstätte als auch den 
Rückweg ab. Lege ein Arbeitnehmer die 
Wege zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte an unterschiedlichen Arbeits-
tagen zurück, könne er die Entfernungs-
pauschale für den jeweiligen Arbeitstag 
folglich nur zur Hälfte, also in Höhe von 
0,15 EUR pro Entfernungskilometer, geltend 
machen.

Kapitalanleger

Veräußerung von Aktien: Was gilt, wenn 
sie früher Betriebsvermögen waren?

Seit 2009 sind private Gewinne aus der 
Veräußerung von Aktien - unabhängig von 
einer Haltedauer - als Kapitaleinkünfte zu 
versteuern. Sie unterliegen der Abgeltung-
steuer von 25 Prozent. Für Altaktien, die 
bereits vor 2009 erworben worden sind, 
gilt aber ein Bestandsschutz: Sie können 
selbst heute noch ohne steuerliche Be-
lastung verkauft werden. Nun ist in der 
Praxis häufiger folgender Fall anzutreffen: 
Aktien wurden vor 2009 erworben und 
zunächst im Betriebsvermögen gehalten.  
Sie wurden im Laufe der Jahre aus dem 
Betriebsvermögen entnommen, zumeist 
weil der Betrieb aufgegeben worden ist. 
Bei der Überführung ist die Wertsteigerung 
der Aktien auch als betrieblicher Gewinn  
versteuert worden. Nun werden die Akti-
en aus dem Privatvermögen heraus ver-
kauft. Ist die - weitere - Wertsteigerung 
ebenfalls zu versteuern? Oder gilt hier ein  
Bestandsschutz, denn immerhin sind die 
Aktien vor 2009 erworben worden?

Die Finanzämter vertreten die Ansicht,  
dass die Überführung aus dem Be- 
triebs- ins Privatvermögen einem Erwerb 
gleichsteht. Das heißt: Die Aktien gelten 
genauso als angeschafft, als wenn sie seit 
2009 über die Börse erworben worden  
wären. Damit ist die heutige Wertstei- 
gerung zwischen dem Verkauf und der 
seinerzeitigen Entnahme zu versteuern.

Jüngst hat das Finanzgericht Münster  
jedoch entschieden, dass die Entnahme  
einem Erwerb nicht gleich steht. Ein  
späterer Veräußerungsgewinn führt des-
halb nicht zu Einkünften aus Kapitalver- 
mögen (Gerichtsbescheid vom 26.3.2020,  
8 K 1192/18 F).

- Der Fall: Eine GmbH & Co. KG erwarb im 
Jahr 2007 ein Aktienpaket. Im Jahr 2011 
wurde dieses zu Privatvermögen. Die „stil-
len Reserven“, also die Wertsteigerung der 

Aktien, sind im Jahre 2011 auch versteuert 
worden. Im Jahr 2014 wurde das Aktienpa-
ket (nunmehr Privatvermögen) veräußert. 
Das Finanzamt sah in dem entsprechen-
den Gewinn steuerpflichtige Einkünfte aus 
Kapitalvermögen. Hiergegen wandte sich 
die Klägerin mit der Begründung, dass sie 
die Aktien vor 2009 erworben habe und 
ein Veräußerungsgewinn deshalb gemäß 
der gesetzlichen Übergangsregelung nicht 
steuerbar sei. Der Klage wurde stattgege-
ben.

- Begründung: Zwar treffe es zu, dass Ge-
winne aus der Veräußerung von Aktien seit 
2009 unabhängig von der Dauer der Behal-
tensfrist steuerpflichtig seien. Gemäß der 
Übergangsvorschrift des § 52 Abs. 28 S. 11 
EStG gelte dies aber nur für solche Aktien, 
die vor dem 31.12.2008 erworben worden 
seien. Unter einem Erwerb im Sinne dieser 
Vorschrift seien nur Vorgänge zu erfassen, 
die mit einem Rechtsträgerwechsel einher-
gingen. Die einschlägigen gesetzlichen Re-
gelungen enthielten auch keine „Erwerbs-
fiktion“, nach der die Entnahme in das 
Privatvermögen einem Erwerb gleichstehe. 
Auch aus der Gesetzesbegründung zum 
Entwurf des Unternehmenssteuerreform-
gesetz 2008 ergebe sich nicht, dass der 
Gesetzgeber die Überführung eines Wirt-
schaftsgutes aus dem Betriebsvermögen 
in das Privatvermögen als Erwerb ansehen 
wollte.

Praxistipp:
Die Richter haben die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen. Das  
Finanzamt hat diese auch eingelegt 
(VIII R 12/20), so dass das letzte Wort 
noch nicht gesprochen ist.

 Immobilienbesitzer

Verbilligte Vermietung: 
Welcher Maßstab gilt bei Prüfung der 
66-Prozent-Grenze?

Immobilienbesitzer, die eine Wohnung 
verbilligt vermieten, dürfen ihre Wer-
bungskosten nur dann vollständig gel-
tend machen, wenn die Miete mindestens 
66 Prozent der ortsüblichen Marktmiete  
beträgt. Gerade bei der Vermietung an 
nahe Angehörige sollte daher strikt dar-
auf geachtet werden, diese Grenze nicht zu  
unterschreiten, da die Kosten sonst 
nur anteilig abgezogen werden dürfen  
(§ 21 Abs. 2 EStG). 

Die ortsübliche Miete lässt sich grundsätz-
lich dem örtlichen Mietspiegel entnehmen. 
Was aber gilt, wenn es eine vergleichbare 
Wohnung im selben Haus gibt, die fremd-
vermietet ist und deren Miethöhe vom 
örtlichen Mietspiegel abweicht? Ist dann 
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für die Prüfung der 66-Prozent-Grenze auf 
diese Vergleichsmiete abzustellen oder 
trotzdem auf den Mietspiegel?

Jüngst hat das Thüringer Finanzgericht ent-
schieden, dass für den Vergleich mit der 
ortsüblichen Marktmiete auf die Miete ab-
zustellen ist, die der Vermieter von einem 
fremden Vermieter verlangt, der im selben 
Haus eine vergleichbare Wohnung nutzt. Es 
besteht kein Vorrang des örtlichen Miet-
spiegels. Wird die Miete der anderen Woh-
nung als Referenzmiete genommen, gilt 
dies sowohl zugunsten als auch zuunguns-
ten des Vermieters (Urteil vom 22.10.2019, 
3 K 316/19).

- Der Fall: 
Eine Steuerzahlerin vermietete eine 57 
qm große Eigentumswohnung mit Einbau-
küche im ersten Obergeschoss an ihre 
Tochter zu einem Mietpreis von monatlich 
300 EUR zuzüglich einer Nebenkostenpau-
schale in Höhe von 70 EUR. Sie vermietete 
eine ebenfalls 57 qm große, mit einer Ein-
bauküche ausgestattete Wohnung im zwei-
ten Obergeschoss desselben Gebäudes 
an einen Fremdmieter für einen Mietzins 
in Höhe von monatlich 500 EUR zuzüglich 
einer Nebenkostenpauschale in Höhe von 
78 EUR. Das Finanzamt berücksichtigte die 
Werbungskosten in Höhe von insgesamt 
3.553 EUR nur mit einem Anteil von 64,01 
%, also in Höhe von insgesamt 2.276 EUR. 
Denn die zwischen der Mutter und ihrer 
Tochter vereinbarte Miete von 370 EUR für 
57 qm betrage nur 64,01 % und damit we-
niger als 66 % der ortsüblichen Miete von 
578 EUR/Monat. Als Maßstab für die Orts-
üblichkeit zog das Finanzamt die Miete für 
die vergleichbare, im selben Haus liegen-
de, fremdvermietete Wohnung heran. Ein-
spruch und Klage blieben erfolglos, obwohl 
die verbilligte Miete - laut Berechnung der 
Klägerin - weit über 80 % der Marktmiete 
lag, wenn der örtliche Mietspiegel heran-
gezogen worden wäre.

- Die Begründung des Gerichts: Die maßge-
bende ortsübliche Miete kann grundsätz-
lich auf jedem Wege ermittelt werden. Der 
örtliche Mietspiegel kann zwar im Regel-
fall Grundlage und Anhaltspunkt für eine 
Schätzung sein. Insbesondere gehört ein 
Mietspiegel zu den Informationsquellen, 
die eine leichte und schnelle Ermittlung 
der ortsüblichen Miete ermöglichen. Eine 

strikte Bindung daran besteht indes nicht. 
Als Maßstab für eine sachgerechte Schät-
zung der Ortsüblichkeit der Marktmiete im 
Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 EStG können 
vielmehr auch Vergleichsmieten heran-
gezogen werden (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 
10.10.2018, IX R 30/17). Deutlicher ausge-
drückt: Eine Schätzung unter Heranziehung 
der Vergleichsmiete für eine im selben 
Haus belegene fremdvermietete Wohnung 
gleicher Größe und gleicher Ausstattung 
(mit Einbauküche) ist sachgerechter als 
eine Schätzung mit Hilfe des Mietspiegels, 
die ggf. erst durch pauschale Zu- bzw. Ab-
schläge an die konkreten örtlichen Gege-
benheiten angepasst werden müsste.

Praxistipp:
Gegen das Urteil liegt die Revision 
beim Bundesfinanzhof unter dem Az. 
X R 7/20 vor. Dem BFH soll Gelegen-
heit gegeben werden, Stellung dazu 
zu nehmen, ob für die Ermittlung der 
Marktmiete allein ein vorhandener 
Mietspiegel vorrangig maßgebend 
sein soll und ob etwa eine Vergleichs-
miete nur herangezogen werden darf, 
wenn kein Mietspiegel vorhanden ist. 
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Behinderte Kinder: Erwerbsfähigkeit 
auch durch behandelnden Arzt zu 
beurteilen

Eltern erhalten das Kindergeld für ein be-
hindertes Kind ohne Altersbegrenzung, 
also über das 18. Lebensjahr hinaus, wenn 
dieses wegen seiner Behinderung au-
ßerstande ist, sich selbst zu unterhalten.  
Voraussetzung ist, dass die Behinderung 
bereits vor Vollendung des 25. Lebens-
jahres eingetreten ist. Doch wer beurteilt 
eigentlich die Erwerbs(un)fähigkeit des 
Kindes?

Aktuell hat das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz zugunsten des Vaters eines be-
hinderten Kindes entschieden, dass das 
Gericht die Erwerbsfähigkeit des Kindes 
anhand der vom Kläger vorgelegten Berich-
te und Stellungnahmen der behandelnden 
Ärzte beurteilen kann, wenn diese Gutach-
ten im Gegensatz zu denen der Familien-
kasse bzw. der Reha/SB-Stelle der Agentur 

für Arbeit schlüssig bzw. nachvollziehbar 
sind (Urteil vom 6.5.2020, 2 K 1851/18).

- Der Fall: Der Sohn des Klägers wurde 1964 
geboren und leidet seit seiner Kindheit an 
einer chronischen depressiven Störung. 
Aufgrund ärztlicher Gutachten stellte das 
Amt für soziale Angelegenheiten wieder-
holt seine Schwerbehinderung fest und 
der Kläger erhielt fortlaufend Kindergeld. 
Im Jahr 2016 fand auch eine Begutachtung 
durch den ärztlich-psychologischen Dienst 
der Agentur für Arbeit statt. Als Ergebnis 
stellte die Reha/SB-Stelle der Agentur für 
Arbeit zwar fest, dass der Sohn des Klä-
gers nicht in der Lage sei, eine arbeitslo-
senversicherungspflichtige, mindestens 15  
Stunden wöchentlich umfassende Be-
schäftigung unter den üblichen Bedingun-
gen des in Betracht kommenden Arbeits-
marktes auszuüben. Die Erwerbsfähigkeit 
sollte jedoch in etwa einem Jahr erneut 
überprüft werden. Aus diesem Grund  
wurde die Kindergeldfestsetzung bis Juli 
2017 befristet. Im Juni 2017 legte der Klä-
ger einen aktuellen Befundbericht des 
behandelnden Arztes für Neurologie und  
Psychiatrie/Psychotherapie vor, der zu 
dem Ergebnis kam, dass der Sohn des  
Klägers nach wie vor zu 80 Prozent schwer-
behindert und nicht ausreichend erwerbs-
fähig sei. Die Familienkasse lehnte die 
Bewilligung von Kindergeld dennoch ab, 
weil die eingeschaltete Reha/SB-Stelle der 
Agentur für Arbeit mitgeteilt hatte, dass ihr 
nunmehr ein Gutachten vom September 
2017 vorliege, wonach der Sohn des Klä-
gers in ausreichendem Maß erwerbsfähig 
sei. Der dagegen eingelegte Einspruch des 
Klägers wurde als unbegründet zurückge-
wiesen, weil sich die Familienkasse an die 
Stellungnahme der Reha/SB-Stelle gebun-
den sah. Die beim Finanzgericht erhobene 
Klage hatte demgegenüber Erfolg. 

- Das Gericht wertete das Gutachten vom 
September 2017 als so genanntes Partei-
gutachten, das mit gravierenden Mängeln 
behaftet und daher nicht überzeugend sei. 
Bei den Befundberichten und Stellungnah-
men des behandelnden Arztes handele 
es sich - so das Gericht - zwar ebenfalls 
um Parteigutachten (weil vom Kläger vor-
gelegt). Die Aussagen dieses Gutachters  
seien hingegen schlüssig und nachvoll-
ziehbar und stünden im Einklang mit frü-
heren Befundberichten.
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